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Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe e.V. (DUH) am 09.07.2026 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Entwurf für ein "Gesetz 

zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung " (nachfolgend als Referentenentwurf bezeichnet) Stellung nehmen zu können. Wir 

kommen dieser Möglichkeit gerne nach, weisen aber zunächst darauf hin, dass die kurze 

Beteiligungsfrist von nicht einmal drei Werktagen zivilgesellschaftlichen Akteuren die Teilnahme 

deutlich erschwert und bei Weitem nicht ausreicht, um sich in der Tiefe mit dem Referentenentwurf 

auseinanderzusetzen. Damit reiht sich diese Konsultation in eine Liste anderer Vorhaben der 

Bundesregierung ein, die angesichts sehr kurzer Fristen keine angemessene Beteiligung an solchen 

Prozessen mehr ermöglicht. Das verstößt u.E. gegen die Vorgaben der Aarhus-Konvention. Wir 

kritisieren dieses Vorgehen deshalb auf das Schärfste. 

Das grundsätzliche Ziel des Referentenentwurfs, die Natürliche Infrastruktur zu stärken, befürworten 

und unterstützen wir ausdrücklich. Maßnahmen, die auf den Schutz und die Wiederherstellung 

intakter Ökosysteme zielen, sind nicht nur Voraussetzung dafür, bestehende Verpflichtungen auf 

internationaler und europäischer Ebene zu erreichen. Sie sind in Zeiten von anhaltendem 

Artensterben sowie zunehmenden Hitzewellen, Dürren und Hochwasserereignissen vielmehr auch 

zum Schutz der Bevölkerung zwingend erforderlich. Die Multifunktionalität von naturnahen Auen, 

Gewässerläufen, Mooren, Wiesen und Wäldern erzeugt multiple Effekte auf derselben Fläche, wie 

Artenschutz, Hochwasserpufferung, Grundwasserneubildung und Kühlung. Es braucht dringend 

wirksame Steuerungsinstrumente, um Synergien optimal zu nutzen und die Natürliche Infrastruktur 

fest in der Planung und Umsetzung zu verankern. 

Hinzu kommt, dass der Ausgleich von Naturflächen durch das am 26. Juni 2026 im Bundestag 

beschlossene Infrastrukturzukunftsgesetz (IZG) extrem geschwächt wurde – und damit auch die 

Natürliche Infrastruktur. Das IZG gibt dem Neu- und Ausbau zahlreicher (weiterer) Projektgruppen 

grauer Infrastruktur Vorrang u.a. durch die Einstufung in ein “überragendes öffentliches Interesse” 

und schafft zusätzlich die Möglichkeit, Kompensation direkt in Form von Geldzahlungen zu leisten, 

statt in Fläche. Damit schafft das IZG etablierte Prozesse für den Ausgleich ab, ohne die Verfahren zu 

definieren, wie die Ersatzgelder in konkrete Maßnahmen in der Fläche münden werden. Das 

bedeutet mindestens eine sehr lange Verzögerung, bis die Verfahren erarbeitet sind und der 

Ausgleich wirksam wird. Ohne geeignete Verfahren droht der Ausgleich für verlorene Naturflächen 

zu scheitern. Die Naturzerstörung und -zerschneidung steigt dadurch weiter an, während 

Naturflächen geschwächt und reduziert werden. Um einen angemessenen Ausgleich für diesen 

Schaden zu schaffen, braucht es ein ambitioniertes Gesetz zur Stärkung der Natürlichen 

Infrastruktur.  

Wir müssen allerdings feststellen, dass der Referentenentwurf kaum oder nur sehr geschwächte 

Elemente enthält, die die Natürliche Infrastruktur tatsächlich stärken können und die Schäden durch 

das IZG auszugleichen vermögen. Unseres Erachtens bedarf es deshalb dringend einer Nachschärfung 

des Referentenentwurfes. 

Der Referentenentwurf enthält bereits einige gute Ansätze, die wir unterstützen und die weiter 

ausgearbeitet werden sollten. Dazu gehört die Definition einer Kulisse für die Natürliche 

Infrastruktur, und ein Bonus-Malus-System für die Lenkungswirkung der Gelder in diese Kulisse. Wir 
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begrüßen auch, dass Naturflächen in das “überragende öffentliche Interesse” gestellt werden sollen, 

kritisieren aber, dass dies mit viel zu starken Einschränkungen einhergeht und nur für einen sehr 

kleinen Teil der Kulisse gilt, u.a. für Schutzgebietskategorien, für die bereits strenge gesetzliche 

Schutzvorgaben gelten. Wir sehen es als notwendig an, das “überragende öffentliche Interesse” für 

die gesamte Kulisse der Natürlichen Infrastruktur einzuführen und hier abgesehen von der Landes- 

und Bündnisverteidigung keine weiteren Ausnahmen zuzulassen, damit die Beschleunigung von 

grauer Infrastruktur nicht zu Lasten der mindestens ebenso dringend benötigten Natürlichen 

Infrastruktur geht, sondern hier eine sehr gründliche, sorgfältige Prüfung und Abwägung erfolgt. 

Um “auf Augenhöhe” mit dem IZG und anderen Beschleunigungsgesetzen zu kommen und die 

Natürliche Infrastruktur zu stärken, bräuchte es weitere starke Instrumente. Zusätzlich zu der Kulisse 

wäre ein klar definiertes Trägerverfahren wünschenswert. Das würde helfen, den Schutz und Ausbau 

der natürlichen Infrastruktur systematisch zu beschleunigen. Außerdem braucht es Instrumente für 

die Flächensicherung. Der Ausgleich im Naturschutz scheitert nicht am Geld, sondern am Zugang zu 

geeigneten Flächen. Es sollten also Vorkaufsrechte oder Duldungspflichten eingeführt werden. Ein 

Vorkaufsrecht gibt der öffentlichen Hand lediglich die Möglichkeit, bei dem regulären Verkauf einer 

Fläche bevorzugt einzusteigen. Weiterhin wären Instrumente zur Stärkung des Biotopverbunds und 

der Landschaftsplanung sinnvoll, wie beispielsweise ein Bundeslandschaftsprogramm, welches dem 

Bund ein planerisches Instrument an die Hand gibt und auf die Landesebene bestehenden Daten und 

Prozesse bündelt. Ohne solche Instrumente und Verfahren werden nicht nur zahlreiche 

Verpflichtungen und Zielstellungen verfehlt, die Bundesregierung vergibt auch die Chance, 

vorausschauend zu planen und transparente, verlässliche Implementierungspfade zu definieren, die 

die gewünschten Effekte effizient erreichen und dafür notwendige Maßnahmen für Betroffene 

nachvollziehbar und zumutbar organisieren. 

Darüber hinaus wäre es sinnvoll, den Erhalt und Ausbau der Natürliche Infrastruktur auch über die 

BNatSchG-Novelle hinaus zu fördern. Dafür wäre beispielsweise eine Verankerung derselben auf der 

vorgelagerten Planungsebene im Raumordnungsgesetz (ROG) wünschenswert, z.B. durch die 

Ausweisung von Vorrangflächen in der Raumplanung. Ebenso sollte das Wasserhaushaltsgesetz 

angepasst werden, um die für die Gewässerentwicklung notwendigen zusätzlichen Flächen zu sichern 

(2,2 %-Ziel, UBA) und den Wasserrückhalt in der Landschaft zu stärken.   

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die Aufnahme der natürlichen Klimaschutzfunktion in § 1 ist eine sinnvolle Ergänzung. 

Wir befürworten und unterstützen außerdem mit Nachdruck den Ansatz des § 1 Absatz 1a), die 

Natürliche Infrastruktur ins “überragende öffentliche Interesse” zu stellen. Eine solche Einstufung ist 

längst überfällig angesichts der inflationären Verwendung des “überragenden öffentlichen 

Interesses” für zahlreiche Infrastrukturprojekte, sowohl aus dem Energiesektor als auch aus dem 

Verkehrsbereich. Während auf diese Weise bisher Infrastrukturprojekte priorisiert worden sind, 

treten Belange des Naturschutzes kontinuierlich in den Hintergrund. Da wir uns inmitten einer 

massiven Biodiversitätskrise befinden, sich der Zustand wertvoller Ökosysteme weiter verschlechtert 

und zahlreiche planetare Grenzen bereits überschritten sind, bedarf es einer klaren Aufwertung des 

Naturschutzes. Der Schutz bestimmter Gebietskulissen sollte bei Planungs- und 

Abwägungsentscheidungen den gleichen Stellenwert haben wie Verkehrs- und fossile 

Energieinfrastruktur. Intakte Ökosysteme erfüllen zahlreiche Schutzfunktionen, die sonst technisch 

und mit hohen Kosten bereitgestellt werden müssten. Letztlich ist nur mit einer gestärkten Natur der 

Erhalt unserer Lebensgrundlagen und gesundes Wirtschaften möglich.  
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Der vorliegende Regelungsvorschlag stellt keine taugliche Grundlage dafür dar, die Gebietskulisse des 

Naturschutzes entsprechend aufzuwerten. Zum einen reicht die vorgeschlagene Gebietskulisse nicht 

weit genug. Das überragende öffentliche Interesse nur für einen kleinen Teil der Bestandteile der 

Natürlichen Infrastruktur zu beschließen, ist zu wenig. Unserer Meinung nach sollte die definierte 

Kulisse der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a des Entwurfes vollständig in das überragende 

öffentliche Interesse gestellt werden. Ins überragende öffentliche Interesse gehören zudem die mit 

der Nationalen Moorschutzstrategie adressierte Kulisse der zu vernässenden Moore, die mit der 

Nationalen Wasserstrategie und dem Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz adressierten 

Gewässer- und Auenentwicklungsflächen und die Flächenkulisse, die für die Erreichung eines 

funktionsfähigen Biotopverbundes als notwendig identifiziert wurden, zumal die Vernetzung von 

Naturflächen ausdrückliches Ziel im Koalitionsvertrag der Bunderegierung ist.   

Zum anderen kann die geplante Regelung in § 1 Absatz 1a) des Entwurfes in der gegenwärtigen 

Fassung praktisch keine relevante Wirkung entfalten, denn sie soll gerade gegenüber den Projekten 

nicht gelten, die bereits im “überragenden öffentlichen Interesse” stehen (§ 1 Absatz 1a) Satz 2 des 

Regelungsentwurfes). Dabei handelt es sich faktisch sogar um eine dynamische Verweisung, die nicht 

auf die gegenwärtige Fassung der genannten Normen beschränkt ist, sondern auch deren zukünftige 

Änderungen einschließt. Dies gilt es entschieden abzulehnen. Völlig ad absurdum führt schließlich 

der letzte Halbsatz des vorgeschlagenen § 1 Absatz 1a) in eckigen Klammern den an sich sinnvollen 

Ansatz des § 1 Absatz 1a), indem das “überragende öffentliche Interesse” der genannten 

Schutzgebiete “gegenüber Vorhaben, die aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und 

Klimaneutralität finanziert werden” nicht gelten soll. Mit diesem Zusatz würde ausnahmslos jedes 

Projekt auf Bundes- oder Landesebene, das aus dem Sondervermögen finanziert wird, sich 

gegenüber der Schutzgebietskulisse des Naturschutzes durchsetzen können, und zwar unabhängig 

davon, ob es als “überragend” eingestuft ist oder nicht. Auch eine solche Regelung gilt es aus 

besagten Gründen entschieden abzulehnen.  

Bei den Zielen und Geboten in § 1 Abs. 3 bzw. Abs. 4 halten wir die Aufnahme der nachhaltigen 

Energieversorgung sowie die Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen (noch in eckigen 

Klammern) für nicht zielführend und unnötig. Die Nutzung von Flächen für die Energiegewinnung und 

von Flüssen als Transportwege ist an anderer Stelle bereits gesetzlich geregelt. Sie steht der Stärkung 

der Natürlichen Infrastruktur entgegen, etwa wenn Wald als Brennmaterial gerodet oder Flüsse für 

die Schifffahrt ausgebaut und unterhalten werden. Das Ziel des vorliegenden Referentenentwurfes 

muss sein, die Natürliche Infrastruktur gegenüber Eingriffen für derartige Nutzungen zu stärken. 

Dieses Ziel wird ad absurdum geführt, wenn derartige Nutzungen als vermeintliches Ziel 

festgeschrieben werden. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die vorgeschlagenen Anpassungen im § 2 befürworten wir. Die Multifunktionalität bei der 

Zielerreichung in der Flächennutzung zu beachten (§ 2 (3a)) ist sinnvoll, um mehrere Ziele gleichzeitig 

und effizient zu erreichen. Unter § 2 (4) könnte noch konkreter ausgearbeitet werden, inwiefern die 

öffentliche Hand zu den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege beitragen kann. Wir 

begrüßen außerdem, dass die Konvention über die biologische Vielfalt unter § 2 (5) nun mit 

aufgegriffen wird. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 
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Wir bedauern, dass Schutz und Ausbau der Natürlichen Infrastruktur, inklusive Biotopverbund und 

Biotopvernetzung, nicht Teil der Landschaftsplanung sein sollen. Hier könnte mit relativ geringem 

bürokratischem Aufwand eine Struktur zwischen Bund und Ländern geschaffen werden, die eine 

bundesweite Koordination ermöglicht, Prozesse und den Austausch von Informationen vereinfacht. 

Durch eine zentrale Stelle könnte die Biotopverbundplanung gestärkt und die Datenverfügbarkeit 

zwischen Bund und Ländern verbessert werden. Dies könnte beispielsweise über ein 

Bundeslandschaftsprogramm erfolgen, welches als planerisches Instrument fungiert und die auf 

Landesebene bestehenden Daten und Prozesse auf Bundesebene bündelt. Wir würden die 

Wiederaufnahme eines solchen Programms im § 9 sehr begrüßen. Der Fokus sollte darauf 

liegen, größtmögliche Synergien zwischen naturschutz-, wasser- und klimabezogenen Zielstellungen 

sowie die bundesländerübergreifende Zielsetzung eines funktionalen Biotopverbundes zu erreichen. 

Dafür müssen den Ländern klare Kriterien und Instrumente zum Ausbau der natürlichen 

Infrastruktur an die Hand gegeben sowie der Informationsfluss von der Landes- auf die Bundesebene 

sichergestellt werden. Die Prozesse auf der Landesebene sollten dabei effizient genutzt werden.  

Auch eine Verzahnung mit dem Raumordnungsgesetz wäre an dieser Stelle eine sinnvolle und 

notwendige Ergänzung. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Agroforstsysteme auf Ackerland pauschal nicht mehr als Eingriff zu werten, wie in §14 (2a) 

vorgeschlagen, halten wir für nicht zielführend. Hier braucht es eine differenzierte Regelung, die 

Agroforstsysteme unterstützt, ohne Offenlandarten zu gefährden. Wir empfehlen daher, die 

Änderung zu entfernen.  

Die Unterhaltung von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen nicht als Eingriff zu werten, 

lehnen wir ab. Der Begriff Unterhaltung ist aufgrund der umfassenden Gestattungswirkung des 

Planfeststellungsbeschlusses ein sehr weit gefasster Begriff. Die Gestattung kann den Abbruch und 

die Wiederherstellung der Anlage bedeuten. Dies wäre jedoch weiterhin definitiv im Hinblick auf die 

Eingriffserheblichkeit zu prüfen. Auch sind Eingriffe in den Gehölzbestand etwa von Alleen von 

Erleichterungen auszunehmen. Eine pauschale Regelung lehnen wir ab. 

Wir befürworten eine Erleichterung für die Umsetzung von Maßnahmen an Gewässern nach Abs. 5, 

die dem Erreichen des guten ökologischen Zustands nach EG-WRRL dienen, durch die Ausnahme von 

der Eingriffsregelung, wie dies teils auf Landesebene bereits in Wassergesetzen geregelt ist.  

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Die Streichung “im betroffenen Naturraum” und Ausweitung auf angrenzende Naturräume lehnen 

wir ab. Es bestehen bereits zahlreiche Defizite in der Kohärenz, sowohl innerhalb von Natura2000-

Flächen und anderen Schutzgebieten als auch beim Biotopverbund. Diese Ausweitung würde das 

Problem verschärfen. Außerdem können angrenzende Naturräume völlig andere Funktionen 

erbringen und andere Arten beheimaten als der betroffene Naturraum. Es sollte daher lieber auf den 

betroffenen Naturraum fokussiert werden und auf angrenzende Naturräume nur im Notfall 

zurückgegriffen werden. 

Zu (2a) ist anzumerken, dass die Liste von Maßnahmen, die als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 

anerkannt werden dürfen, bestehende gesetzliche Verpflichtungen enthält, die dann durch die 

Kompensation des Eingriffs umgesetzt werden. Positiv daran ist, dass bestehende Gesetze in ihrer 
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Wirkung beschleunigt werden können. Problematisch wäre, wenn der Ausgleich von Eingriffen diese 

bestehenden Verpflichtungen ersetzen würde. Der Ausgleich von Eingriffen muss daher über 

bestehende gesetzliche Regelungen hinausgehen.  

Der in §15 (3a) definierte Anreiz, den biotopwertbezogenem Kompensationsbedarf für die 

bevorratenden Maßnahmen um 15% zu senken, erscheint uns zwar grundsätzlich nachvollziehbar, 

aber zu hoch. Es ist davon auszugehen, dass ein Anreiz, auf diese Flächen zurückzugreifen, durch den 

Mangel an geeigneten Flächen ohnehin besteht. Daher sollte der Wert abgesenkt werden. 

In §15 (3b) begrüßen wir, dass Eingriffe in der Kulisse der Natürlichen Infrastruktur höher bepreist 

werden und dadurch ein Anreiz entsteht, diese nicht zu zerstören. Allerdings scheint uns ein Wert 

von 20% zu gering. Für eine echte Lenkungswirkung sollte die Bepreisung deutlich höher sein, damit 

ein Eingriff in der Kulisse von den Vorhabenträgern lediglich als Notlösung in Betracht gezogen wird.  

Die geplante Regelung in § 15 Absatz 6 Satz 7 des Entwurfs soll dazu führen, dass Ersatzzahlungen 

zweckgebunden für Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege “vorrangig in der 

Natürlichen Infrastruktur nach § 20a” verwendet werden. Wir halten eine solche Regelung für sehr 

sinnvoll, da gerade die in § 20a des Regelungsentwurfes genannten Gebiete eines starken Schutzes 

bedürfen. Der vorliegende Regelungsvorschlag trägt wesentlich dazu bei, dass dieser Schutz erfüllt 

werden kann. 

Die im §15 (6b) definierte Erhöhung der Ersatzzahlung um 20% ist von der Richtung her grundsätzlich 

richtig, allerdings ist sie zu niedrig angesetzt. Ein Ersatzgeld zu zahlen, anstatt den Ausgleich in Fläche 

durchzuführen ist für den Verursacher eine deutliche Erleichterung und sollte im Hinblick auf die 

knappe Flächenverfügbarkeit stärker bepreist werden, so dass immer noch ein Anreiz besteht, den 

Ausgleich in Fläche zu leisten, statt ein Ersatzgeld zu zahlen. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Die Nutzung der Ökokonten nach §15a halten wir für sinnvoll. 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Regelung zur Übertragung der Verantwortung für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen ist nachvollziehbar, bleibt aber hinter der Möglichkeit zurück, bundesweit 

einheitliche Anforderungen an die Übernahme von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen durch Dritte 

festzulegen. Die Kriterien der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit sollten zwingend 

erweitert werden. Wir empfehlen, Mindestanforderungen an naturschutzfachliche Qualifikation, 

Transparenz und Erfolgskontrolle zu definieren. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Naturgutschriften als eine Form der Finanzierung nach §16a zu nutzen, halten wir grundsätzlich für 

sinnvoll. Sie gewinnen auch im Rahmen der Diskussionen und Vorstöße zur Einführung von "Nature 

Credits" auf EU-Ebene an Gewicht. Allerdings wäre eine genauere Definition und Abgrenzung des 

Begriffs nötig. Darüber hinaus muss klare Vorgaben zur Verwendung von Naturgutschriften geben, 

damit diese einen klaren zusätzlichen Naturnutzen erbringen und nicht als "Greenwashing" genutzt 

werden.  
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10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Wir befürworten, dass das 15%-Ziel des Nationalen Biotopverbunds aus der Nationalen 

Biodiversitätsstrategie 2030 hier aufgegriffen und das BNatSchG sinnvollverweise dahingehend 

angepasst wird. Die Vernetzung von Lebensräumen und Schutzgebieten durch Korridore, Trittsteine 

und Verbundachsen wird Angesicht weiterer Zerschneidung und Fragmentierung und mit den 

Herausforderungen des Klimawandels immer wichtiger, um Populationen von Arten und Ökosysteme 

zu stabilisieren. 

Wünschenswert wäre hier die explizite Berücksichtigung der unterschiedlichen Biotopverbund-Typen 

(Feuchtbiotope, Wald und Offenland). Für den Feuchtbiotopverbund sollte das vom UBA definierte 

Flächenziel von 2,2 % der Landesfläche für zusätzlich benötigte Gewässerentwicklungsflächen für die 

Erreichung des guten ökologischen Zustands an den Fließgewässern als Teilziel Erwähnung finden.  

Insbesondere Fließgewässer, Auen und ihre naturnahen Uferbereiche sind als zusammenhängende 

Ökosysteme in der bisherigen Gesetzgebung zu wenig berücksichtigt worden, dabei sind sie wichtige 

Korridore mit vielfältigen Funktionen und Synergien zu weiteren verpflichtenden Zielen. Dazu gehört 

der Hochwasserschutz, Pufferstreifen gegen Erosion und Einträge aus der Landwirtschaft ins 

Gewässer, Förderung der Wanderung und Ausbreitung von Arten und die Kühlung bei Hitze und 

Dürre. Weitere Maßnahmen zur Stärkung des Biotopverbunds wären darüber hinaus 

wünschenswert, wie z.B. durch das o.g. Bundeslandschaftsprogramm zur Koordination und 

Datensammlung auf Bundesebene (siehe §9). 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass der Referentenentwurf eine Flächenkulisse für die Natürliche 

Infrastruktur mit all ihren Bestandteilen enthält. Sie ist das Herzstück dieser BNatSchG-Novelle, weil 

sie den Schutz der Natürlichen Infrastruktur festschreibt, den Begriff der Natürlichen Infrastruktur 

legal definiert und Maßgaben für den Schutz beschreibt. Sie sollte unbedingt beibehalten werden. 

Aus unserer Sicht wäre überdies erforderlich, die Natürliche Infrastruktur nicht nur zu schützen, 

sondern sie auch weiter auszubauen. Nur auf diese Weise kann der Erhalt unserer Lebensgrundlagen 

sichergestellt werden.  

Der aktuell in Klammern gesetzte § 20a Absatz 3 des Referentenentwurfes ist aus unserer Sicht von 

entscheidender Bedeutung, um die Natürliche Infrastruktur zu stärken, weil erst durch tatsächliche 

Maßnahmen eine Stärkung ermöglicht wird. Dieser Regelungsvorschlag sollte unbedingt beibehalten 

werden. Er könnte noch dahingehend gestärkt werden, als dass die genannten Bestandteile der 

Kulisse nicht nur besonders geeignet sind, sondern Vorrang haben. Dies ist aktuell eines der wenigen 

Instrumente ist, welches die Natürliche Infrastruktur stärkt. Ebenso befürworten wir, dass §15 Absatz 

3b Anwendung findet. 

Kritisch sehen wir, dass im Absatz 5 Flächen für die Verteidigung von der Kompensation in der 

Natürlichen Infrastruktur ausgenommen werden sollen. 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Unter Absatz 1: Es ist sinnvoll, dass die Lebensraumachsen, Engstellen und Zerschneidung hier nun 

benannt und integriert werden. Es könnte sinnvoll sein, diese Flächen bei der Suche nach Ausgleich 



   

 

Deutsche Umwelthilfe e.V. Stellungnahme NatInfG 09.07.2026 

 

und Ersatz prioritär zu behandeln. Es ist unklar, was "besonders zu berücksichtigen" genau heißen 

soll, hier wäre eine Präzisierung wünschenswert. 

Unter Absatz 4: Neu ist die Differenzierung zwischen Kernflächen und Verbindungsflächen und 

Verbindungselementen. Erstere sollen "vollständig", letztere nur "überwiegend" durch Erklärung zu 

geschützten Teilen von Natur und Landschaft erklärt werden. Diese Differenzierung halten wir für 

wenig sinnvoll. Die Verbindungsflächen und Verbindungselemente sind ähnlich wichtig wie die 

Kernflächen und sollten gesetzlich gesichert werden. Auch die Raumordnung könnte hier bessere 

Vorgaben machen.  

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

Zu § 40 BNatSchG-E merken wir an, dass wir die Ausnahme ausgesprochen kritisch sehen, 

Regiosaatgut ist ausreichend vorhanden und sollte nicht durch Züchtungen ersetzt werden. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Dass angestrebt wird, allgemeine Verwaltungsvorschriften mit dem Ziel einer Standardisierung zu 

erlassen, birgt aus unserer Sicht ein sehr hohes Risiko, dass hierbei Standorte mit besonders 

schützenswerten Strukturen nicht ausreichend berücksichtigt werden. Das könnte zu Störungen und 

Schädigungen von schützenswerten Ökosystemen und Arten führen. Wir sehen es daher als sehr 

wichtig an, bei der Erarbeitung der Vorschriften frühzeitig und umfassend zu beteiligen, damit 

Erkenntnisse aus Wissenschaft und Praxis in die Vorschriften einfließen und damit die nachhaltige 

Schädigung von Schutzgütern vermieden und die Akzeptanz für die neuen Vorgaben erhöht wird. 

 

15. Anmerkungen zu § 56 BNatSchG-E: 

 

Zu § 56a BNatSchG-E haben wir aktuell keine Anmerkungen. 

Wir halten es für dringend geboten, den Referentenentwurf um eine Regelung für eine 

Landschaftsplanung in der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) in Nord- und Ostsee zu ergänzen, 

wie sie in einer früheren Fassung des Entwurfs enthalten war. Die Erstellung der Pläne, ihre 

Überprüfung und die dafür notwendige personelle und finanzielle Stärkung des Bundesamtes für 

Naturschutz ist angesichts des starken Nutzungsdrucks und der zahlreichen sich überlagernden 

Interessen in der AWZ überfällig, um eine verlässliche naturschutzrechtliche Grundlage für eine 

vorausschauende Raumplanung in den Meeresgebieten zu schaffen.  

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

Hierzu haben wir keine Anmerkungen. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Wir sehen insbesondere die vorgeschlagenen Regelungen in eckigen Klammern (Absätze 7 bis 10) 

dahingehend kritisch, dass die maßgeblichen Regelungen des vorliegenden Referentenentwurfes 



   

 

Deutsche Umwelthilfe e.V. Stellungnahme NatInfG 09.07.2026 

 

nicht auf Vorhaben angewendet werden sollen, bei denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 

Entwurfes bereits ein Zulassungsantrag gestellt wurde (so auch der nicht in eckige Klammern 

gesetzte Vorschlag) oder deren planerische Vorbereitung begonnen wurde (§ 74 Absatz 7 des 

Referentenentwurfes in eckigen Klammern). Der ohnehin schon deutlich abgeschwächte 

Anwendungsbereich insbesondere der §§ 1 Absatz 1a und 20a des Entwurfs würde damit noch 

weiter eingeschränkt. Dies gilt es zu vermeiden und die genannten Übergangsregelungen deshalb zu 

streichen. 

Die unter Absatz 9 in eckigen Klammern vorgeschlagene Evaluierung lehnen wir in der vorliegenden 

Fassung ab. Evaluierungen von Gesetzen sind zwar prinzipiell zu begrüßen. Wenn ein Gesetz zur 

Stärkung der Natürlichen Infrastruktur evaluiert werden soll, dann müsste sich dies indes nach den 

naturschutzfachlichen Zielen des Gesetzes richten, etwa dahingehend, ob die Eingriffe in 

Naturflächen ausreichend kompensiert wurden, inwiefern das Gesetz den Schutz und Ausbau der 

natürlichen Infrastruktur gefördert hat, ob darin enthaltene Ziele wie z.B. das 15%-Biotopverbund-

Ziel erreicht wurden und welchen Beitrag es zur Umsetzung von globalen und EU-Verpflichtungen 

geleistet hat (Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework). Genau dies sieht die geplante 

Evaluierung nach Absatz 9 aber gerade nicht vor. Es sollen vielmehr im Schwerpunkt die 

Auswirkungen auf die Realisierung von Infrastrukturprojekten untersucht werden. Ohne eine 

entsprechende Evaluierung der naturschutzfachlichen Zielerreichung lehnen wir eine solche 

Regelung entschieden ab.  

Diese, in Absatz 9 vorgeschlagene Evaluierung, wird von Absatz 10 (Absatz 8 des nicht in eckige 

Klammern gesetzten Vorschlages) dann noch um eine Regelung erweitert, wonach die 

Bundesregierung ihrem Bericht über die Ergebnisse der Evaluierung eine Stellungnahme der 

Kommunalen Spitzenverbände beizufügen hat. Dieser Vorschlag komplettiert die Einseitigkeit der 

geplanten Evaluation und ist aus naturschutzfachlicher Sicht ebenfalls entschieden abzulehnen.  
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